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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Clemens Esser

Klientelpolitik oder Steuerwettbewerb:
Was beeinflußt die Steuerlastverteilung?
Angesichts der Globalisierung der Wirtschaft setzt sich bei den Ökonomen immer mehr

die Auffassung durch, daß sich die Steuersysteme in einem Wettbewerb befinden.
Dabei haben vor allem Hochsteuerländer zunehmend Schwierigkeiten,

mobile Einkunftsarten zu besteuern. Sind in der deutschen Gesetzgebung Tendenzen
feststellbar, die Besteuerung stärker auf immobile Steuerquellen zu richten?

Welche Rolle spielt der Wettbewerb bei der Steuergesetzgebung?

In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich in der Lite-
ratur zur „Globalisierung" und zum „Wettbewerb der

Systeme"1 die Vorstellung durchgesetzt, daß der
Wettbewerb der Staaten um mobile Steuerquellen,
Direktinvestitionen und anderes mehr den Spielraum
des Staates zu eigenständigem Handeln in zuneh-
mendem Maße verringert hat. Innerstaatliche Akteure
spielen daher in der Steuerwettbewerbstheorie kaum
eine Rolle; der Staat wird vielmehr monolithisch mo-
delliert, entweder als „benevolenter" oder als „eigen-
nutz-maximierender" Diktator2.

Kernthese der Steuerwettbewerbs-Theorie ist, daß
mit fortschreitender Intensität des Steuerwettbewerbs
die Besteuerung von mobilen Faktoren immer weniger
gelingen kann, so daß es dem Staat zunehmend
schwerer fällt, seine Ausgaben zu finanzieren und mit-
tels des Steuersystems Umverteilungsziele zu errei-
chen. Für diese These scheint zu sprechen, daß
Zinseinkünfte in Deutschland weitgehend unbesteu-
ert bleiben, die effektive Ertragsteuerbelastung von
Einkünften aus Unternehmertätigkeit deutlich unter
den nominalen Sätzen liegt und die Belastung der
Arbeitnehmereinkünfte im langfristigen Trend zu-
nimmt. Jedoch werden die Einkunftsarten jenseits
dieser drei Steuerquellen in den Untersuchungen zur
effektiven Steuerbelastung und zum Steuerwettbe-
werb fast durchweg vernachlässigt. So entsteht der
Eindruck, als würde die effektive Steuerbelastung -
entsprechend der Theorie des Steuerwettbewerbs -
mit dem Mobilitätsgrad der Einkunftsart monoton sin-
ken. Dies ist jedoch nicht der Fall.

Mobilitätsgrad der Einkunftsarten

Ordnet man 'die sieben Einkunftsarten des deut-

schen Einkommensteuergesetzes (§ 2 EStG) nach
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ihrem Mobilitätsgrad, d.h. der Fähigkeit, durch bu-
chungstechnische oder tatsächliche Verlagerung der
Steuerquelle ins Ausland die deutsche Steuerlast zu
vermindern, ist tendenziell von folgender Reihenfolge
auszugehen:

D. Einkünfte aus (Geld-)Kapitalvermögen,

D Einkünfte aus selbständiger Arbeit (vorwiegend
Freiberufler),

D Einkünfte aus Gewerbebetrieb,

D Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit,

D sonstige Einkünfte, von denen hier ausschließlich
die mit dem Ertragsanteil (§ 22 EStG) besteuerten
Alterseinkünfte aus der Sozialversicherung sowie aus
Lebensversicherungen in die Analyse einbezogen
werden (im folgenden vereinfachend unter dem Be-
griff Renten zusammengefaßt)3,

D Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung und

D Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft.

Unter dem-Vorbehalt der sehr schlechten Daten-
lage für die Einkünfte aus selbständiger Arbeit und
aus Vermietung und Verpachtung läßt sich die effekti-
ve Belastung der Einkunftsarten mit deutschen

1 Aus der mittlerweile unüberschaubaren Literatur hier nur die Sinn-
Kontroverse im Wirtschaftsdienst, begonnen mit H.-W. S i n n :
Implikationen der vier Grundfreiheiten für eine nationale Fiskalpolitik,
in: WIRTSCHAFTSDiENST, 75. Jg. (1995), H. 5, S. 240 ff. und u.a.
weitergeführt von L. P. Fe ls , G. K i r c h g ä s s n e r : Fiskalischer
Wettbewerb in der EU: Wird der Wohlfahrtsstaat zusammenbrechen?,
in: WIRTSCHAFTDIENST, 75. Jg. (1995), H. 10, S. 562 ff.
2 So etwa in dem Modell von J. E d w a r d s und M. Keen (Tax
Competition and Leviathan, in: European Economic Review 1996,
S. 113 ff.), in dem sich das als realistisch angesehene Staatsbild auf
dem Kontinuum zwischen diesen beiden Extremen bewegt. Auch bei
J. D. W i l s o n : The Tax Treatment of Imperfectly Mobile Firms, in:
R. C. Fens t ra et al. (Hrsg.): The Political.Economy of Trade Policy,
Cambridge und London 1999, S. 225 ff. wird der Einfluß von
Interessenvertretern durch den Steuerwettbewerb insofern dominiert,
als der Staat langfristig keine Finanzmittel von (ex ante) mobilen
Steuerquellen erhalten kann.
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Ertragsteuern stark vergröbernd mit Hilfe der Über-
sicht einschätzen; dabei wird je nachdem, ob die
Einkunftsquelle typischerweise teilweise oder nur voll-
ständig ins Ausland verlagert werden kann, bei der je-
weiligen Einkunftsart einmal die Grenzbelastung (GS),
das andere Mal die Durchschnittsbelastung (DS) in
den Vordergrund gestellt.

Die Angaben in der Übersicht bleiben aufgrund des
lückenhaften Datenmaterials sehr ungenau. Dabei ist
aber zu beachten, daß angesichts des in Deutschland
besonders ausgeprägten Umfangs an Steuervergün-
stigungen für unterschiedliche Gruppen "auch inner-
halb einer Einkunftsart jede Aussage über die einkünf-
tebezogene Steuerbelastung ohnehin grob pau-
schalisierend ist.

Es zeigt sich insgesamt, daß eine klare Beziehung
zwischen Mobilitätsgrad und effektiver Steuerlast auf
der Ebene der Einkunftsarten nicht besteht. Einige als
immobil anzusehende Steuerquellen werden deutlich
niedriger als die keineswegs durchweg immobilen
Arbeitnehmer und teilweise sogar niedriger als die
Kapitaleinkünfte besteuert.

Konkurrierende Ansätze

Wie Mancur Olson gezeigt hat, ist der relative Ein-
fluß einer gesellschaftlichen Gruppe um so größer, je
spezieller ihr Interesse ist4. Während die Repräsen-
tation allgemeiner Interessen unter dem Free-rider-
Problem und der „rationalen Ignoranz"5 der Vertrete-
nen leidet, können Verbände, die eng definierte
Interessen vertreten, mit gezielten Anreizen ihre An-
hängerschaft mobilisieren. Diese je nach Gruppen-
größe variierende Fähigkeit zur Organisation der In-
teressenvertretung wirkt sich auch auf die Steuerpolitik
aus. Daraus kann eine zur, Steuerwettbewerbstheorie
alternative Erklärung der in Deutschland vorgefunde-
nen Steuerlastverteilung abgeleitet werden.

Nimmt die Fähigkeit zu effektiver Lobby-Tätigkeit
mit der Gruppengröße ab, so ist auf der anderen Seite
das Wahlstimmenpotential von großen Gruppen er-
heblich. Daraus ergeben sich in einem repräsentativen
System - das noch zusätzlich durch Gewaltenteilung
und kooperativen Föderalismus verschachtelt ist - je-
doch kaum Möglichkeiten zu gestaltender Einfluß-
nahme, sondern allein ein Droh- und damit Vetopo-

Effektive Belastung der Einkommensarten

Einkunftsart Effektive Steuerlast
(Ertragsteuern)
Mitte der 90er Jahre

Bemerkungen

3 Die formal ebenfalls zu den sonstigen Einkünften zählenden Ver-
äußerungsgewinne~nach § 23 EStG werden hier im Gegegensatz zur
Systematik des Einkommensteuergesetzes den Kapitaleinkünften
bzw. den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung zugeordnet.
4 M. O l s o n : The Rise and Declineof Nations, New Haven 1982; dt.
Übersetzung: Aufstieg'und Niedergang der Nationen, Tübingen 1985.
5 Der Begriff bezieht sich darauf, daß der Wähler angesichts des
Öffentlichen-Guts-Charakters von Politik einen geringen Anreiz hat,
sich über politische Vorgänge umfassend zu informieren.

Einkünfte aus GS: 0% bis 6000 DM
privatem Freibetrag, danach
Kapitalvermögen 25/30% Quellen-

steuer, ansonsten bei
Steuerehrlichkeit Tarif

Einkünfte aus Im Schnitt mindestens
selbständiger 27% DS; auch effektiv
Arbeit (vorwiegend starke Progression;
Freiberufler) keine Angaben

über GS möglich

Einkünfte aus GS und DS im Schnitt
Gewerbebetrieb über 35% einschließlich

Gewerbesteuer

Arbeitnehmer-
einkünfte

Renteneinkünfte

Einkünfte aus
Vermietung und
Verpachtung

Einkünfte aus
Land-und
Forstwirtschaft

Lohnsteuerquote rund
18%; GS um oder
über 30%; zuzüglich
Sozialversicherungen
über 40% (DS) bzw.
50% (GS); auch effektiv
starke Progression

Meist unversteuert,
sonst unter 15%
(GS und DS)

Sehr häufig negative
DS

Meist zwischen 20%
und 40% DS

Zudem meist keine
Erfassung von
Veräußerungs-
gewinnen

Die allgemein ver-
muteten Steuer-
spar-Aktivitäten von
Freiberuflern laufen
über andere Einkunfts-
arten (z.B. Vermietung
und Verpachtung)

Einschließlich körper-
schaftsteuerpflichtiger
Unternehmen;
in einigen Studien
werden 35% bereits
ohne Gewerbesteuer.
erreicht

Familienlastenaus-
gleich schon enthalten;
steuermindernde
Regelungen für Arbeit-
nehmer wirken sich bei
niedrigen Einkünften
relativ stärker aus

Ertragsanteils-
besteuerung mit
Ertragsanteilen von in
der Regel rund 25%;
Verifikationsdefizit

Hohe Abschreibungen,
meist keine Erfassung
von Veräußerungs-
gewinnen; aber:
Grundsteuer

Durchschnittssatz-
Besteuerung u.a.m.;
aber: Grundsteuer

Q u e l l e n : Bundesministerium der Finanzen: Steuerbelastung
deutsche Unternehmen (Volkswirtschaftliche Analysen Nr. 4), 1999;
O. L a n g , K.-H. N ö h r b a ß , K. S t a h l : On Income Tax Avoi-
dance, ZEW Discussion Paper Nr. 93-05; Subventionsbericht 1997,
Bundesratsdrucksache 598/97 und Subventionsbericht 1999,
Bundestagsdrucksache 14/1500; OECD Economic Outlook Juni
1998: Forces Shaping Tax Policy, S. 157 ff.; B. Fe ldere r , R. Ko-
rn an : Perspektiven des Wirtschaftsstandortes Österreich aus der
Sicht der Steuerpolitik, Institut für Höhere Studien, Wien 1998; DIW:
Zur Einkommenslage in den freien Berufen, in: DIW-Wochenbericht,
2/99, S. 51 ff.; Bund der Steuerzahler: Belastung '99, Sonderinfor-
mation 35, Juli 1999.

tential bei unerwünschten Gesetzesvorhaben. Denn in
repräsentativen Demokratien sind die Wahlmöglich-
keiten auf eine geringe Zahl von Parteien beschränkt.
Der Wähler kann also nur aus wenigen Paketlösungen
wählen, ohne die Zusammensetzung dieses Pakets
direkt beeinflussen zu können.

Die aus einer politisch-ökonomischen Betrachtung
sich ergebende These lautet also, daß eine kleine, ho-
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Besonderheiten bei der Besteuerung

Zu einigen Einkunftsarten sind weitere Anmerkungen erforderlich:

D Kapitalvermögen ist in Deutschland oberhalb des Freibetrags von 6000 DM wie andere Einkünfte steuerpflichtig.
Allerdings übersteigt der Freibetrag bereits die Kapitaleinkünfte von schätzungsweise drei Vierteln der deutschen
Steuerpflichtigen. Außerdem ist die Kontrolle, inwieweit darüber hinausgehende Kapitaleinkünfte dem Finanzamt gemel-
det werden, sehr gering (nicht zuletzt aufgrund des sogenannten „Bankgeheimnisses" nach § 30a Abgabenordnung) und
die Tendenz zur Hinterziehung von Kapitaleinkünften wohl recht ausgeprägt. Immerhin werden über den Freibetrag hin-
ausgehende Kapitaleinkünfte bei Inländern von den Quellensteuern (Kapitalertragsteuer bzw. Zinsabschlag) in Höhe von
25 bzw. 30% erfaßt. Veräußerungsgewinne sind in der Regel nicht steuerpflichtig, Veräußerungsverluste spiegelbildlich
in der Regel nicht abzugsfähig.

D Die Belastung der Arbeitnehmer ist insofern schwer abzuschätzen, als den Sozialversicherungsbeiträgen je nach
Situation des Arbeitnehmers teilweise steuerähnlicher Charakter zukommt, sofern eine Äquivalenz von Beitrag und er-
warteter Gegenleistung nicht gegeben ist. In der Übersicht sind die familienbedingten Abzüge bei den Arbeitnehmern
schon größtenteils berücksichtigt, die auf das Markteinkommen bezogene Steuerbelastung liegt also höher als der in der
Übersicht ausgewiesene Betrag. Zudem verliert die Mehrzahl der steuermindernden Regelungen für Arbeitnehmer bei
hohen Einkünften an Bedeutung, während sich bei anderen Einkunftsarten die Steuererleichterungen tendenziell stärker
auch bei hohen Einkünften auswirken. Insgesamt weist die Übersicht die Belastung der Arbeitnehmer im Vergleich zu
den anderen Einkunftsarten eher zu niedrig aus.

D Die Steuervergünstigung bei den Renten im oben definierten Sinne ergibt sich aus der Besteuerung des Ertragsanteils
(§ 22 EStG), der für das Gros der Fälle deutlich zu niedrig angesetzt ist1. Hinzu kommt, daß ein großer Teil der Renten-
einkünfte bei der Steuererklärung nicht angegeben wird2. Da es tatsächlich Kontrollmöglichkeiten gäbe, wenn die Finanz-
ämter mit den Rentenversicherungsträgern zusammenarbeiten würden oder der Gesetzgeber eine Quellenbesteuerung
der Renteneinkünfte beschließen würde, scheint das Interesse des Staates an weiteren Steuereinnahmen aus Renten
nicht stark zu sein. Die Bedeutung der Renten läßt sich an der Höhe der Rentenzahlungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung von über 350 Mrd. DM sowie der Lebensversicherungen von knapp 80 Mrd. DM ermessen. Dabei sind zu-
mindest die Sozialversicherungsrenten mit Blick auf die Theorie des Steuerwettbewerbs als weitgehend immobil anzu-
sehen: Zum einen dürfte die Neigung des typischen Rentenempfängers zum Wohnsitzwechsel ins Ausland gering sein,
zum anderen ist die Auswahl der Länder begrenzt, für die das jeweilige Doppelbesteuerungsabkommen die Besteuerung
nach dem Wohnsitzprinzip vorsieht.

D Die niedrige Belastung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung wurde insbesondere in einer Studie des
Rechnungshofs Baden-Württemberg von 1997 nachgewiesen3. Dabei stand allerdings die Steuervermeidungsmöglich-
keit bei dieser Einkunftsart bei Steuerpflichtigen mit sehr hohen Einkünften aus anderen Quellen im Mittelpunkt. Ähnliche
Beobachtungen hat das Finanzministerium von Nordrhein-Westfalen gemacht4. Keine Daten liegen bezüglich der effek-
tiven Steuerlast auf Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung bei anderen Steuerpflichtigen vor. Generell besteht je-
doch eine deutliche Vergünstigung durch die hohe degressive Abschreibung für alle vom Bauherren vermieteten
Immobilien sowie durch die Steuerfreiheit des Veräußerungsgewinns nach spätestens zwei Jahren bzw. ab 1999 nach
zehn Jahren für nicht-gewerbliche Vermieter. Die letzte Einkommensteuerstatistik von 1992 weist als positive Einkünfte
aus Vermietung und Verpachtung 24,3 Mrd. DM aus, als negative Einkünfte jedoch annähernd 35 Mrd. DM5.

D Vergünstigende Vorschriften für Land- und Forstwirte finden sich im EStG (und auch in anderen Steuergesetzen) an
mehreren Stellen. Nicht-bilanzierende Landwirte - dies sind rund zwei Drittel der deutschen Höfe - können den Gewinn
nach den Durchschnittssätzen des § 13a EStG ermitteln lassen, einer pauschalen, unter anderem am Einheitswert des
landwirtschaftlichen Betriebs ansetzenden Gewinngröße. Der Gewinn nach Durchschnittssätzen soll nach der Intention
des Gesetzgebers nur 50 bis 70% der tatsächlichen Gewinne erfassen, was auch laufend im Rahmen eines Testbetriebs-
netzes überprüft wird. Hinzu kommen weitere Vergünstigungen, auch bei der Gewerbe- und Körperschaftsteuer. Im
Ergebnis beträgt die Summe dieser Steuervergünstigungen rund 1 Mrd. DM.

' Vgl. D. K n o s p e : Ökonomische Probleme der Besteuerung von Alterseinkünften, IFSt-Schrift 340, Institut "Finanzen und Steuern",
Bonn 1995.
2 Vgl. R. E. Keßler : Szenarien der künftigen Rentenbesteuerung, in: Betriebliche Altersversorgung, 4/99, S. 141.
3 Vgl. Denkschrift des Rechnungshofs Baden-Württemberg, Karlsruhe 1997, S. 27 ff.

' Vgl. „Einkommensteuer: Ausfälle viel dramatischer als Bonn vorrechnet" (Pressemitteilung vom Dezember 1997).
5 Vgl. Statistisches Bundesamt: Fachserie 14, Reihe 7.1, Lohn- und Einkommensteuer 1992, S. 26 f.
6 Vgl. Subventionsbericht 1999, a.a.O., S. 28 und 36; Materialband zum Agrarbericht 1999 der Bundesregierung, Bundestags-
Drucksache. 14/348, S. 59; Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 1995, Bundestags-Drucksache 13/2600, S. 108 ff.
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mogene Lobbygruppe den Politiker direkt beeinflus-
sen und somit sehr gezielt Änderungen im Steuerrecht
bewirken kann, während sich die Signale der Wäh-
lerschaft im imperfekten politischen Wettbewerb nur
ungenau und indirekt auf die politischen Maßnahmen
auswirken. Als dritte erklärende Größe für die Gestal-
tung des Steuerrechts sind neben dem direkten
Lobbyeinfluß und der Wahlentscheidung sachliche
Argumente für oder gegen eine bestimmte Maßnahme
bzw. Eigeninteressen der Politiker nicht ohne Einfluß.
Sie werden zu den von einer bestimmten Gruppe ge-
wünschten Maßnahmen einmal komplementär, das
andere Mal gegenläufig sein.

Einflußprofile der einzelnen Einkunftsarten

Um die empirische Relevanz der beiden konkurrie-
renden Erklärungsansätze für die Steuerlastverteilung
überprüfen zu können, müssen Plausibilitätsüber-
legungen darüber angestellt werden, bei welcher
Einkunftsart eine hohe Fähigkeit zu effektivem Lobby-
ing zu erwarten ist, welche Gruppen über Vetopositio-
nen verfügen und welche Komplementaritäten zu
Sachargumenten und den Interessen des Politikers
bestehen können. Diese Faktoren werden im folgen-
den unter dem Begriff des Einflußprofils einer Ein-
kunftsart zusammengefaßt:

D Die Bezieher von Kapitaleinkünften dürfen auf-
grund ihrer Zahl und ihrer Inhomogenität als schwer
mobilisierbare Gruppe angesehen werden, haben al-
lerdings tendenziell ein hohes Vetopotential. Gleich-
zeitig werden ihre Interessen teilweise von den
Banken geteilt, da eine höhere Besteuerung die Spar-
neigung der Bürger und damit das Geschäft der
Banken einschränken würde. Die Banken sind als ei-
ne sehr einflußreiche Gruppe einzuschätzen.

D Die beiden den Unternehmen im weiteren Sinne
zuzuordnenden Einkunftsarten (Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb und aus selbständiger Tätigkeit) können als
gut organisiert gelten. Da ihnen auch die Verantwor-
tung für die Schaffung von Arbeitsplätzen zugewiesen
wird, unterstützen auch andere Gruppen ihre steuerli-
che Entlastung. Bei den Freiberuflern ist die lyipbili-
sierbarkeit gut, da eine recht kleine Gruppe mit hohen
Steuern belastet wird. Das Interesse der mittelständi-
schen Wirtschaft dürfte jedoch schwerer zu organisie-
ren sein, während einige große Konzerne sogar über
einen direkten Einfluß auf die Politik verfügen.

D Die Arbeitnehmerinteressen sind einerseits auf-
grund der Größe der Gruppe und der damit verbun-
denen Free-rider-Problematik schwer mobilisierbar.
Andererseits sind die Gewerkschaften Organisationen
mit Mobilisierungs-Know-how, zudem ist das „Wäh-
lerstimmen-Argument" natürlich für die Politiker von

großer Bedeutung. Insgesamt dürfte daher eine Politik
für die Arbeitnehmer (also speziell oder vorrangig die
Arbeitnehmer betreffende Steuererleichterungen) zwar
schwer von „unten" durchzusetzen sein, sichtbare
Steuererhöhungen jedoch auf einen starken Wider-
stand stoßen.

D Rentner sind für mindestens eine der großen Volks-
parteien eine wichtige Wählergruppe - und diese Par-
tei war immerhin in den letzen 16 Jahren an der Regie-
rung beteiligt. Aufgrund der Größe der Gruppe ist
jedoch das Free-rider-Problem für die Organisation
der Interessen von Bedeutung. Als eine Erklärung für
die niedrige Rentenbesteuerung in den ersten Jahr-
zehnten der Bundesrepublik kann die soziale Situation
der Rentner angesehen werden;-diese hat sich aber
erheblich verbessert. Allerdings besteht ein großes
Interesse der Politik am individuellen Aufbau einer ei-
genen Altersvorsorge, um zukünftige Belastungen des
sozialen Netzes durch Altersarmut zu vermeiden. Be-
züglich der Alterseinkünfte aus Lebensversicherun-
gen richtet sich der beträchtliche Einfluß, den Ver-
sicherungsgesellschaften und ihre Interessenvertre-
tungen auf die Politik haben, auf den Erhalt von
Steuervergünstigungen, die vor allem dadurch entste-
hen, daß der Ertragsanteil der Renten nach § 22 EStG
niedrig bleibt.

D Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung fallen
häufig bei Beziehern höherer. Einkünfte an, so daß
sich möglicherweise die Interessen zugunsten des
•Erhalts der Steuervergünstigungen für diese Ein-
kunftsart bündeln. Zudem hat die Wohnungswirt-
schaft im Bereich der nicht-gewerblichen Vermietung
mit hohen Kosten aufgrund staatlicher Regulierungen
(z.B. durch das Mietrecht) zu kämpfen; dies führt zu
einer Komplementarität von Lobby- und Politikinter-
essen, wenn die Politik versucht, das durch die
Regulierungen reduzierte Angebot an Mietwohnungen
durch Steuererleichterungen wieder zu erhöhen.
Allerdings müßte bei starkem Steuerwettbewerb auch
die Regulierungsdichte zur Disposition gestellt wer-
den, falls sich dadurch das Steueraufkommen stei-
gern ließe.

D Die Land- und Forstwirtschaft besitzt nach wie vor
ein hohes Mobilisierungspotential und ist als kleine
Gruppe wenig von der Free-rider-Problematik betrof-
fen. Zudem gilt eine Einkommenspolitik zugunsten
der Landwirtschaft aus Versorgungsaspekten (Siche-
rung einer Grundversorgung mit inländischen land-
wirtschaftlichen Produkten) sowie aus sozialen Ge-
sichtspunkten (Abfederung der Umstrukturierung) als
anerkanntes Ziel der Politik. Es kann jedoch gezeigt
werden, daß die Steuersubventionen für die Land-
wirtschaft diesen gemeinwohlorientierten Zielen sogar
zuwiderlaufen.
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Vergleicht man die Einflußprofile mit den Ergebnis-
sen der Übersicht, dann kann eine an der Mobili-
sierbarkeit der Interessen - anstatt der Mobilität der
Steuerquelle - orientierte und um das Drohpotential
großer Wählergruppen und komplementäre Interes-
senlagen erweiterte Analyse einige recht gute Erklä-
rungen im Hinblick auf die Verteilung der effektiven
Steuerlast liefern. Wenn die Theorie des Steuerwett-
bewerbs zusätzlich herangezogen wird, verbessert
sich der Erklärungsgehalt. Allerdings ist auch festzu-
stellen, daß einige dem Steuerwettbewerb zuge-
schriebene Beobachtungen ebenso auf das-jeweilige
Einflußprofil zurückzuführen sein könnten. So z.B.

D die niedrige Besteuerung von Kapitalvermögen auf
das Interesse der Banken,

D die relativ niedrige Belastung der Unternehmen auf
die effektive Interessenvertretung und die Bedeutung
der Unternehmen als Anbieter von Arbeitsplätzen,

D die hohe Steuerbelastung der Arbeitnehmer durch
Einkommensteuer und den Teil der Sozialabgaben,
dem ein „steuerähnlicher" Charakter beizumessen ist,
auf deren primär indirekten Einfluß. Auf die Entwick-
lung dieser Belastung wird noch zurückzukommen
sein.

Darüber hinaus ist die geringe Steuerbelastung der
immobilen Einkunftsarten mit deren Einflußprofilen er-
klärbar, steht aber im direkten Widerspruch zur Theo-
rie des Steuerwettbewerbs.

Es bleibt zu klären, wie die mit beiden Theorien
kompatiblen Beobachtungen auf die konkurrierenden
Erklärungsansätze aufzuteilen sind. Dazu bietet es
sich an, auf eine dynamische Sichtweise überzugehen
und zu untersuchen, wie und warum sich die Besteue-
rung der Einkunftsarten verändert hat.

Eine dynamische Sicht

Stimmt die These der Globalisierungstheorie, daß
der Staat durch den Steuerwettbewerb zur Entlastung
von mobilen Steuerquellen gezwungen ist und die
Einnahmeneinbußen durch eine höhere Besteuerung
immobiler Steuerquellen auszugleichen versucht,
dann muß in der Realität eine aktive Gesetzestätigkeit
in dieser Richtung beobachtbar sein. Denn der Staat
als „Opfer" der Globalisierung wird zwar seiner Spiel-
räume zur Umsetzung eigener Vorstellungen beraubt,
er wird aber von den Notwendigkeiten des System-
wettbewerbs zum aktiven Handeln insbesondere in
der Sozial-, Steuer- und Regulierungspolitik veranlaßt.
Ist demgegenüber festzustellen, daß die Steuerlast-
verteilung weniger durch das aktive Handeln des
Gesetzgebers als durch den kurz- und mittelfristig
starren institutionellen Rahmen bestimmt wird, oder
daß sich steuerrechtliche Veränderungen eher auf in-

nenpolitische Ereignisse wie z.B. Bundesverfassungs-
gerichtsurteile oder demographische Entwicklungen
zurückführen lassen, könnte der Erkjärungsgehalt der
Globalisierungstheorie für das deutsche Steuer-
system bezweifelt werden.

Insbesondere in dynamischer Sicht entfaltet die po-
litik-ökonomische Sichtweise und hierbei die Tren-
nung in das direkte und das indirekte Einflußpotential
ihre Erklärungskraft. Denn der Gesetzgeber zeichnet
sich in vielen politischen Bereichen im wesentlichen
durch Handlungsunfähigkeit oder -unwilligkeit aus.
Betrachtet man die treibenden Kräfte der deutschen
Steuerpolitik, dann sind diese schwer mit der Glo-
balisierungstheorie in Einklang zu bringen: Die eigent-
lichen deutschen Steuergesetzgeber heißen Geldent-
wertung, Parafisci und Bundesverfassungsgericht.

Dies wird an der eigentlichen Ursache der Steuer-
lastverschiebung in den letzten Jahrzehnten sehr
deutlich: Die kontinuierlich gestiegene Steuerbela-
stung der Arbeitnehmer ist tatsächlich nur ein einziges
Mal (mit Wirkung ab 1975) durch einen Parlaments-
beschluß zur Erhöhung des Einkommensteuertarifs6

ausgelöst worden; ansonsten beruht sie allein auf
„heimlichen Steuererhöhungen". Die heimlichen
Steuererhöhungen waren sogar so ausgeprägt, daß
die Politik dem Wähler mehrere nominale Steuersen-
kungen, die die kalte Progression nur unzureichend
kompensierten, als „Steuerentlastungen" verkaufen
konnte7.

Abgabenpolitik durch Parafisci

Die Sozialversicherungsbeiträge und damit die
zweite wesentliche Ursache für den Belastungsan-
stieg bei den Arbeitnehmern werden nicht im Parla-
ment beschlossen, sondern durch die Träger der So-
zialversicherungen. Die Ausgaben der Sozialver-
sicherungen werden zwar nicht zuletzt durch den ge-
setzlichen Rahmen bestimmt, aber gerade diese insti-
tutionelle Trennung von Ausgaben- und Einnahmen-
verantwortung führt dazu, daß der Staat bei den
Sozialversicherungen in den letzten Jahrzehnten an
den auch ohne Globalisierung existierenden Notwen-
digkeiten vorbeireformiert hat. So war und ist es für
die Gewerkschaften vorteilhaft, Leistungserhöhungen
für ihre Mitglieder durchzusetzen (z.B. Frühver-
rentungsregeln), ohne die daraus resultierenden Bei-
tragserhöhungen ins Kalkül zu ziehen, die dann von
den Sozialversicherungsträgern beschlossen werden.

• Dreimal wurde zudem eine Ergänzungsabgabe eingeführt, die je-
doch bis auf den noch gültigen Solidaritätszuschlag nur vorüberge-
hend bestand.
7 Vgl. Bund der Steuerzahler, a.a.O.; C. Esser : Zur Notwendigkeit
der Reform des Einkommensteuertarifs, IFSt-Schrift Nr. 323, Institut
„Finanzen und Steuern", Bonn 1994.
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Denn die Arbeitnehmer rechnen aufgrund „rationaler
Ignoranz" die Leistungsausweitungen stärker den Ge-
werkschaften zu als die daraus resultierenden Bei-
tragserhöhungen.

Es wäre daher vorschnell, den Belastungsanstieg
bei den Arbeitnehmern als Beleg für die Intensität des
Steuerwettbewerbs anzusehen. Denn angesichts der
unvermindert hohen Steuervergünstigungen für
Steuerquellen, die eindeutig immobiler sind als die
Arbeitnehmereinkünfte, sowie den durch den institu-
tionellen Rahmen bedingten Belastungsanstieg ist es
plausibler, die Belastungsentwicklung bei den Arbeit-
nehmern in erster Linie auf deren mangelnde politi-
sche Gestaltungsmacht zurückzuführen.

Die Rentenbesteuerung

Auch die Besteuerung der Alterseinkünfte hat sich
in den letzten Jahrzehnten nicht durch Eingriffe des
Gesetzgebers, die auf die Globalisierung zurückzu-
führen wären, geändert, sondern durch das Zusam-
menspiel von nominaler Gehaltsentwicklung und
demographischen Veränderungen8. So führt die voll-
kommen unzureichende Anpassung der Höchstgren-
zen der steuerlich absetzbaren Sozialversicherungs-
beiträge zu einer zunehmenden Belastung der
Arbeitnehmer und kommt einer heimlichen Steuer-
erhöhung gleich. Auf der anderen Seite wurden die
Leistungseinschränkungen der Rentenversicherung
insbesondere ab 1992 und die Einführung der Kran-
kenversicherungspflicht (sowie später der Pflegever-
sicherung) für Rentner nicht einmal der demographi-
schen Entwicklung gerecht und können daher nicht
als Umverteilung der Lasten infolge der Globalisierung
interpretiert werden.

Die Untätigkeit des Gesetzgebers bezüglich der
Steuerbegünstigung der Renteneinkünfte ist um so
erstaunlicher, als er seit 1980 durch eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts gehalten ist, ei-
ne stärkere Besteuerung der Renten ins Auge zu fas-
sen9. Mit dem Bundesverfassungsgericht trat dem
Interesse der Rentner an einer Beibehaltung der
Steuerbegünstigung eine gewichtige Instanz entge-
gen, die die Legitimität dieser Begünstigungen in
Frage stellte. Das Bundesverfassungsgericht wird zu
dieser Frage in naher Zukunft erneut urteilen, wobei
Fachleute von einem Urteilsspruch in Richtung einer
stärkeren Besteuerung der Renten ausgehen10.

Die Einnahmen aus einer höheren Besteuerung der
Renten sind bei der geplanten Anhebung der Ertrags-
anteile auf 50% im Steuerreformpaket der alten Re-
gierungskoalition („Petersberger Steuervorschläge")
auf rund 2,5 Mrd. DM geschätzt worden'1; ein noch
höherer Ertragsanteil würde entsprechend höhere
Steuermehreinnahmen bewirken. Allein die Besteue-
rung der Erträge aus Kapitallebensversicherungen
würde dem Staat weitere 6 Mrd. DM einbringen. Aller-
dings sind in beiden Fällen Übergangsfristen ein-
zuräumen12.

Die Einkommensbesteuerung der Landwirte ist zwi-
schen 1980 und 1998 nicht nennenswert geändert
worden13.

Steuerpolitik des BVerfG

Die dritte treibende Kraft der Steuerpolitik war das
Bundesverfassungsgericht. Es hat mit seinen Ent-
scheidungen zum Existenzminimum des Steuerpflich-
tigen und seiner Familie14 ab 1996 wesentlich zur er-
sten Minderung der Steuereinnahmen seit Bestehen
der Bundesrepublik Deutschland beigetragen, die
Besteuerung der Zinseinkünfte erzwungen, mit dem
Halbteilungsgrundsatz eine Obergrenze für die
Steuerbelastung gezogen15 und in einer Vielzahl von
Entscheidungen die Einhaltung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes (Art. 3 Grundgesetz) eingefordert.

Dabei geht vom „Zinsurteil" vom 27. 6. 199116 ein
bedeutender Einfluß auf die Besteuerung der Kapi-
talerträge aus. Aufgrund des Urteils wäre eine höhere
Steuerbelastung der Kapitalerträge zu erwarten ge-
wesen, während die gesunkenen Transaktionskosten
einer Geldanlage im Ausland aufgrund von Deregu-
lierung und technischem Fortschritt einen stärkeren
Steuerwettbewerb und somit eine niedrigere Steuer-
last implizieren würden. Tatsächlich finden sich in der
Steuerpolitik der 90er Jahre beide Entwicklungen: So
wurde durch • die Verzehnfachung des Sparer-Frei-

' Dazu C. Esser : Läßt sich das Korrespondenzprinzip halbieren?,
in: Steuer und Wirtschaft, 1997, Nr. 3, S. 244 ff.; R. S c h n a b e l :
Rates of Return of the German Pay-As-You-Go Pension System, in:
Finanzarchiv, 1998, S. 374 ff. Der Gesetzgeber hat zwar einige Male
geringfügige Änderungen an den Ertragsanteilen vorgenommen, die-
se haben aber allein dem Ausgleich der gestiegenen Lebenser-
wartung gedient.

9 BVerfGE 54, 11 vom 26. 3. 1980.
10 Vgl. den Vortrag von P. K i r c h h o f vordem Institut „Finanzen und
Steuer" am 18. 6. 1998.

" Die Steuerbefreiung für Feiertags- und Nachtzuschläge wird einge-
schränkt und soll im Jahr 2003 fallen, in: Handelsblatt vom 12. 6.
1996. Im Fraktionsentwurf zur Steuerreform (BT-Drs. 13/7480) war al-
lerdings ein niedrigerer Betrag angenommen worden.
12 Vgl. „Bestehende Lebensversicherungen bleiben begünstigt", in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. 6. 1999.
13 Vgl. zum neuen Recht G. H i l l e r : Durchschnittsatzgewinn in der
Landwirtschaft nach dem neuen § 13a EStG, Die Information 1999,
Teil 1, Heft 15, S. 449 ff., Teil 2, Heft 16, S. 487 ff.
14 BVerfGE 87, 153 vom 25. 9. 1992; BVerfGE 82, 60 vom 29. 5.1990,
sowie zuletzt BVerfGE 99, 216 ff. vom 10. 11. 1998.
15 BVerfGE 93, 121 vom 22. 6. 1995.

" BVerfGE 84, 239.
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betrags ab 1993 formal die Steuerbelastung gesenkt,
gleichzeitig aber durch die neu eingeführte Quellen-
besteuerung und später durch die einsetzende Welle
von Steuerfahndungen bei den Banken angesichts
der weit verbreiteten Steuerhinterziehung die fakti-
sche Steuerbelastung der Zinseinkünfte verstärkt. Für
Dividendeneinkünfte bestand eine Quellensteuer hin-
gegen schon länger. Eine klare Tendenz ist daher für
die Zinseinkünfte nicht zu erkennen, wohl aber für die
Dividendeneinkünfte in Richtung einer Steuersen-
kung aufgrund des verzehnfachten Sparer-Freibe-
trags bei unveränderter Quellenbesteuerung. Ab dem
Jahr 2000 wird der Sparer-Freibetrag auf 3000 DM
halbiert.

Aktive Gestaltung des Steuerrechts

Auch dort, wo der Staat aktiv und initiativ das
Steuerrecht gestaltet hat, ist dies zum Teil nur vorder-
gründig als Reaktion auf die Globalisierung zu werten.
Dies läßt sich z.B. bei der Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer zeigen. Die Gewerbekapitalsteuer ist
durch das Betriebsstättenprinzip und die intendierte
Sollertragsbesteuerung weniger anfällig gegen die
Verschiebung von Gewinnen etwa durch Verrech-
nungspreise oder „dünne Kapitalisierung" als die
Einkommen- oder Körperschaftsteuer. Sie wäre somit
keineswegs der erste Kandidat einer globalisierungs-
bedingten Steuersenkungspolitik - was freilich nicht
bedeutet, daß die Gewerbekapitalsteuer eine gute
Steuer- war. Tatsächlich bestanden neben verfas-
sungsrechtlichen Risiken wegen der Anwendung ver-
alteter Einheitswerte erhebliche Probleme bei der
Erhebung der Gewerbekapitalsteuer in den neuen
Ländern. Da die Einbußen an Steuereinnahmen infol-
ge der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer durch
die zusätzlichen Steuereinnahmen infolge der Verbrei-
terung der Bemessungsgrundlage der Ertragsteuern
einschließlich Gewerbeertragsteuer vermutlich sogar
überkompensiert wurden, könnte durch diese Reform
die Empfindlichkeit des Steuersystems gegenüber der
Globalisierung insgesamt sogar zugenommen haben.

Mit den theoretischen Vorstellungen über den
Einfluß der Globalisierung auf das Steuersystem ver-
einbar ist demgegenüber die Senkung der Körper-
schaftsteuersätze und des Einkommensteuerhöchst-
satzes für gewerbliche Einkünfte (§ 32c EStG). Um
einen „ruinösen" Steuerwettbewerb handelt es sich
dabei aber offensichtlich nicht, denn das Aufkommen
sowohl der Gewerbe- als auch der Körperschaft-
steuer erreicht 1999 oder 2000 historische Höchst-
stände17. Dies liegt vor allem daran, daß auch diese
Tarifsenkungen - wie dies Ökonomen aus allokativen
Gründen immer gefordert haben - mit einer Verbrei-
terung der Bemessungsgrundlage einhergingen.

Die Änderungen der Besteuerung von Einkünften
aus Vermietung und Verpachtung schließlich lassen
sich im wesentlichen als Reaktion auf die Situation auf
dem Wohnungsmarkt bzw. ab 1990 aus dem Ziel des
Wiederaufbaus in den neuen Ländern erklären. Als
Anhaltspunkt für die steuerliche Behandlung von
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung kann die
Höhe der degressiven Abschreibung für Bauherren
von zu vermietenden Immobilen zugrunde gelegt wer-
den. Betrachtet man die degressive Abschreibung im
Zeitablauf als Barwert von 100 DM Anschaffungs-
kosten bei einem Abzinsungsfaktor von 5%, so be-
trug dieser Wert 1973 nur knapp 50 DM und erhöhte
sich dann 1981 auf etwa 54 DM und 1989 sogar auf
über 60 DM. Erst seit 1995 ist der Barwert wieder auf
etwa 54 DM, den Wert von 1981, gefallen, liegt aber
immer noch über dem in den 70er Jahren erreichten
Wert. Hinzu kam für die 90er Jahre die günstige
Kostenpauschale des § 9a Nr. 2 EStG sowie die
Sonderförderung für die neuen Länder.

Somit bestehen nach wie vor - mit Schwankungen
- die Vergünstigungen für Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung. Zu berücksichtigen ist ferner, daß
bis 1998 die Gewinne aus der Veräußerung von Miet-
wohnungen durch Private zwei Jahre nach dem Er-
werb (bzw. bei Bauherren sogar grundsätzlich) steuer-
frei waren und daß die Abschreibungen im Gegensatz
zu den Gewinneinkunftsarten zu einer endgültigen
Steuerminderung führten. Daher ist die erste substan-
tielle Einschränkung der Steuervergünstigungen bei
dieser Einkunftsart in der Neufassung des § 23 EStG
einschließlich der Verlängerung der Frist für steuer-
pflichtige Veräußerungsgewinne von zwei auf zehn
Jahren ab 1999 zu sehen; allerdings dürfte dies auf-
grund des regelmäßig sehr langen Verbleibs von
Wohneigentum in einer Hand für die meisten Steuer-
pflichtigen immer noch eine Zeitspanne sein, die der
Steüerplanung keine unüberwindlichen Hürden entge-
genstellt.

Globalisierung treibende Kraft?

Es zeigt sich, daß die Globalisierung nur in einigen
wenigen Fällen .als treibende Kraft der Steuerpolitik
der letzten Jahrzehnte angesehen werden kann. Das
heutige Steuerrecht ist im wesentlichen Ergebnis des
Kräftespiels bzw. Vetopotentials der innenpolitischen
Akteure. Bei den Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit, Land- und Forstwirtschaft und Renten ist der
Steuergesetzgeber im Grunde passiv geblieben und
überließ insbesondere die unbequemen Entscheidun-
gen über die Belastung der Arbeitnehmer der „kalten

" Vgl. W. Fues t , B. Huber : Steuern als Standortfaktor im inter-
nationalen Wettbewerb, iw-Beiträge zur Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik, Köln 1999, S. 21 ff.
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Progression" und den Parafisci. Dies erklärt auch,
warum sich die Belastungen der Arbeitnehmer und
der Rentner trotz eines ähnlichen Einflusses auf die
Politik so unterschiedlich entwickelt haben: Während
die Untätigkeit des Gesetzgebers bei den Beschäftig-
ten über die kalte Progression und die Parafisci zu ei-
ner tendenziell steigenden Abgabenlast führte, profi-
tieren die Rentner von einer ehemals aus sozialen
Gründen eingeführten und bis heute nicht geänderten
Steuerbegünstigung.

Der stärkste Widerspruch zur Theorie des Steuer-
wettbewerbs besteht jedoch darin, daß der Gesetz-
geber noch nicht einmal dort die Belastung der im-
mobilen Einkunftsarten erhöht hat, wo dies auch aus
Gründen der Steuergerechtigkeit angezeigt wäre.

Mit der Vernachlässigung der politischen Akteure in
der Literatur zum Steuerwettbewerb wird also ein
wichtiger Teil der Realität ausgeblendet. Zudem zeigt
Heinemann für die OECD-Länder anhand der Verän-
derung des Anteils der indirekten Steuern einerseits
und der Körperschaftsteuer andererseits an den Ge-
samtsteuereinnahmen von 1970 bis 1990, daß der
Zusammenhang zwischen Globalisierung und Struk-
tur der Steuern schwach ist und der Zusammenhang
zu anderen budgetären Größen noch geringer ist18.
Die Strukturverschiebung von den direkten zu den in-
direkten Steuern ist dabei im Falle Deutschlands recht
deutlich ausgeprägt und hat insbesondere zur Finan-
zierung der Wiedervereinigung im sich globalisieren-
den Umfeld beigetragen. Ein höheres Gewicht indi-
rekter Steuern wird von den meisten Ökonomen
begrüßt. Währenddessen sind die hier im Mittelpunkt
stehenden Verwerfungen in der Steuerlastverteilung
der Ertragsteuern' sozial unerwünscht oder aber zu-
mindest dem Leistungsfähigkeitsprinzip abträglich.
Unerwünschte Effekte in der Steuerlastverteilung re-
sultieren damit immer noch vorrangig aus der innen-
politischen Machtverteilung und nicht aus der Glo-
balisierung.

Doch auch der Erklärungsansatz dieser Arbeit greift
bezüglich der Zahl der steuerpolitisch bedeutsamen
Akteure noch zu kurz. So wäre insbesondere die Rolle
der politischen Parteien, der Staatsform und des
Föderalismus in die Betrachtung einzubeziehen. Dann
ließe sich z.B. die Zunahme von Steuerprüfungen bei
den Banken in den letzten Jahren ansatzweise als
Folge der veränderten Anreize durch den Länder-
finanzausgleich erklären.

Fazit und Ausblick

Es wurde gezeigt, daß die Theorie des Steuerwett-
bewerbs die steuerpolitische Realität bei den Ertrag-
steuern nur sehr unvollständig beschreiben kann. So
findet die Umschichtung von mobilen zu immobilen
Steuerquellen nicht oder zumindest nicht in der pro-
gnostizierten Weise statt. Vielmehr wird die Ausgestal-
tung des Steuersystems nach wie vor von Interessen
und Interessengruppen und dem nur langfristig verän-
derbaren institutionellen Rahmen geprägt. Nur einige
Veränderungen im Bereich der Unternehmens- und
Kapitaleinkommensbesteuerung sind vorrangig durch
den Steuerwettbewerb bedingt. Das Risiko einer
Zentralisierung oder auch Harmonisierung der Steuer-
politik auf europäischer Ebene, wo rhitterweile parti-
kulare Interessen erheblich an Einfluß gewinnen19, er-
scheint zumindest auf absehbare Zeit höher als das
Risiko eines „ruinösen Steuerwettlaufs"20.

" V g l . F. H e i n e m a n n : Does Globalization Restrict Budgetary
Autonomy? A Multidimensional Approach, ZEW Discussion Paper,
Nr. 99-29. Vgl. auch L P. F e l d , G. K i r c h g ä s s n e r , a.a.O.; C. A.
de Kam et al.: Who pays the taxes? The distribution of effective tax
burdens in four EU countries, in: EC Tax Review 1996, S. 175 ff.
19 Vgl. B. K o h l e r - K o c h : Interessen und Integration. Die Rolle or-
ganisierter Interessen im westeuropäischen Integrationsprozeß, in:
M. K re i l e (Hrsg.): Die Integration Europas (PVS Sonderheft),
Opladen 1992, S. 81.
20 Vgl. auch S. C n o s s e n : The Case for Tax Diversity in the Euro-
pean Community, in: European Economic Review, 1990, S. 471 ff.
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